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Vorblatt 


Luftverkehrsabkommen 
mit der Tunesischen Republik 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Der internationale Luftverkehr der Deutschen Lufthansa ist nur 
möglich, wenn die ausländischen Staaten, die angeflogen wer- 
den sollen, in zwei- oder mehrseitigen Luftverkehrsabkommen 
die entsprechenden Verkehrsrechte gewähren. 


B. Lösung 

Die Tunesische Republik und die Bundesrepublik Deutschland 
gewähren sich nach Maßgabe eines Fluglinienplanes gegen- 
seitig das Recht des Überfluges, das Recht der Landung zu nicht- 
gewerblichen Zwecken und das Recht, Fluggäste, Post und Fracht 
abzusetzen und aufzunehmen. Die Beförderungen können auch 
von und nach Punkten vorgenommen werden, die nicht im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei liegen. 


C. Alternativen 

Entfallen. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/4) — 97105 — Lu 12/2/70 


Bonn, den 22. Dezember 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 26. Mai 1969 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Tunesischen Repu- 
blik über den Luftverkehr 

mit Begründung. Der Wortlaut des Abkommens in deutscher 
und französischer Sprache sowie die Denkschrift zum Abkom- 
men sind gleichfalls beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 360. Sitzung am 18. Dezember 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bdd Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 26. Mai 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik 
über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Tunis am 26. Mai 1969 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Tunesischen Republik über den Luft- 
verkehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 17 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da es sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 Nr. 5 
und Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da die in 
Artikel 6 des Abkommens vorgesehenen Vergünsti- 
gungen auch die Umsatzsteuer und die Biersteuer 
berühren. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 17 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tunesischen Republik 
über den Luftverkehr 

Accord 

entre la Republique Federale d'Allemagne 
et la Republique Tunisienne 
relatif aux Transports Aeriens 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE TUNESISCHE REPUBLIK 

IN DEM WUNSCHE, den Luftverkehr zwischen ihren 
Hoheitsgebieten und darüber hinaus zu regeln — 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeuten, soweit sich 
aus dessen Wortlaut nichts anderes ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde": in bezug auf die Tunesische Repu- 
blik der Minister für öffentliche Arbeiten und Woh- 
nungsbau; in bezug auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land der Bundesminister für Verkehr; oder in beiden 
Fällen jede andere Person oder Stelle, die zur Aus- 
übung der diesen Behörden obliegenden Aufgaben 
ermächtigt ist; 

b) „bezeichnetes Unternehmen": ein Luftfahrtunterneh- 
men, das eine Vertragspartei der anderen Vertrags- 
partei nach Artikel 3 schriftlich als ein Unternehmen 
bezeichnet hat, das auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien internationalen Fluglinienverkehr 
betreiben soll. 

(2) Die Begriffe „Hoheitsgebiet", „Fluglinienverkehr", 
„internationaler Fluglinienverkehr" und „Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken" haben für die Anwendung 
dieses Abkommens die in den Artikeln 2 und 96 des Ab- 
kommens vom 7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt in der jeweils letztgültigen Fassung festge- 
legte Bedeutung. 

Artikel 2 

(1) Eine Vertragspartei gewährt der anderen Vertrags- 
partei zur Durchführung des internationalen Fluglinien- 
verkehrs durch die bezeichneten Unternehmen auf den 
nach Absatz 2 festgelegten Linien: 

a) das Recht, ihr Hoheitsgebiet ohne Landung zu über- 
fliegen, 

b) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet zu nichtgewerb- 
lichen Zwecken zu landen, 

c) das Recht, in ihrem Hoheitsgebiet an den Punkten, 
die in den nach Absatz 2 festgelegten Linien aufge- 
führt sind, zu landen, um Fluggäste, Post und Fracht 
gewerblich aufzunehmen und abzusetzen. 

(2) Die Linien, auf welchen die bezeichneten Unter- 
nehmen der Vertragsparteien internationalen Fluglinien- 


LA REPUBLIQUE FEdERALE D'ALLEMAGNE 
et 

LA REPUBLIQUE TUNISIENNE 

DESIREUSES de regier les transports aeriens entre 
leurs territoires et au-delä — 

SONT CONVENUES DES DISPOSITIONS SUIVANTES: 

Article 1er 

(1) Au sens du present Accord et ä moins qu'il n'en 
resulte autrement du texte, on entendra par: 

a) « autorite aeronautique »: dans la Republique Federale 
d'Allemagne, le Ministre Federal des Transports; dans 
la Republique Tunisienne, le Secretaire d'Etat aux 
Travaux Publics et ä l'Habitat; ou dans Tun et l'autre 
cas, toute personne ou tout service autorise ä assu- 
mer les fonctions devolues ä ces autorites; 

b) « entreprise designee » : une entreprise de transports 
aeriens qu’une partie contractante designera par ecrit 
ä l’autre Partie contractante, conformement ä l’ar- 
ticle 3 du präsent Accord, comme etant une entre- 
prise qui exploitera les Services aeriens internatio- 
naux sur les routes fixees au paragraphe 2 de l'ar- 
ticle 2. 

(2) Les termes de « territoire », «service aerien», «Ser- 
vice aerien international » et « escale non commerciale » 
ont, pour l'application du present Accord, la signification 
fixee aux articles 2 et 96 de la Convention du 7 Decem- 
bre 1944 relative ä l'aviation civile internationale dans 
le dernler texte en vigueur. 

Article 2 

(1) Chaque Partie contractante accordera ä l’autre 
Partie contractante, en vue de l'exploitation des Services 
aeriens internationaux par les entreprises designees sur 
les routes fixees conformement au paragraphe 2 du 
present article; 

a) le droit de survoler son territoire sans y faire escale, 

b) le droit de faire dans son territoire des escales non 
commerciales et 

c) le droit de faire escale aux points de son territoire 
qui sont touches par les routes fixees conformement 
au paragraphe 2 du present article, afin de prendre 
ou de deposer, ä des fins commerciales, des passagers, 
du courrier et/ou des marchandises. 

(2) Les routes sur lesquelles les entreprises designees 
par les Parties contractantes sont autorisees ä exploiter 
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verkehr betreiben können, werden in einem Fluglinien- 
plan festgelegt, der durch Notenwechsel zwischen den 
Regierungen der Vertragsparteien vereinbart wird. 

Artikel 3 

(1) Der Betrieb des internationalen Fluglinien Verkehrs 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien kann 
jederzeit aufgenommen werden, wenn 

a) die Vertragspartei, der die in Artikel 2 Absatz 1 
genannten Rechte gewährt sind, ein oder mehrere 
Unternehmen schriftlich bezeichnet hat, und 

b) die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, dem 
oder den bezeichneten Unternehmen die Genehmigung 
erteilt hat, den Fluglinienverkehr zu eröffnen. 

(2) Die Vertragspartei, die diese Rechte gewährt, erteilt 
vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 und vorbehaltlich des 
Artikels 10 die Genehmigung zum Betrieb des internatio- 
nalen Fluglinienverkehrs unverzüglich. 

(3) Eine Vertragspartei kann von einem bezeichneten 
Unternehmen der anderen Vertragspartei den Nachweis 
verlangen, daß es in der Lage ist, den Erfordernissen zu 
entsprechen, die durch die Gesetze und sonstigen Vor- 
schriften der erstgenannten Vertragspartei für die Durch- 
führung des internationalen Luftverkehrs vorgeschrieben 
sind. 

(4) Eine Vertragspartei kann einem bezeichneten Un- 
ternehmen der anderen Vertragspartei die Ausübung der 
in Artikel 2 gewährten Rechte verweigern, wenn das 
Unternehmen nicht in der Lage ist, auf Verlangen den 
Nachweis zu erbringen, daß ein wesentlicher Teil des 
Eigentums an dem Unternehmen und seine tatsächliche 
Kontrolle Staatsangehörigen oder Körperschaften der an- 
deren Vertragspartei oder dieser selbst zustehen. 


Artikel 4 

(1) Eine Vertragspartei kann die nach Artikel 3 Ab- 
satz 2 erteilte Genehmigung widerrufen oder durch Auf- 
lagen einschränken, wenn ein bezeichnetc s Unternehmen 
die Gesetze und sonstigen Vorschriften der die Rechte 
gewährenden Vertragspartei oder die Bestimmungen 
dieses Abkommens nicht befolgt oder die daraus sich 
ergebenden Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, 
wenn der Nachweis nach Artikel 3 Absatz 4 nicht erbracht 
wird. Von diesem Recht macht eine Vertragspartei nur 
nach einer Konsultation nach Artikel 13 Gebrauch, es sei 
denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen Ge- 
setze oder sonstige Vorschriften eine sofortige Einstellung 
des Betriebes oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 


(2) Eine Vertragspartei kann durch schriftliche Mittei- 
lung an die andere Vertragspartei ein von ihr bezeich- 
netes Unternehmen durch ein anderes unter den Voraus- 
setzungen des Artikels 3 ersetzen. Das neu bezeichnete 
Unternehmen genießt die gleichen Rechte und unterliegt 
den gleichen Verpflichtungen wie das Unternehmen, an 
dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 5 

Die Gebühren, die im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei für die Benutzung der Flughäfen und anderer Luft- 
fahrteinrichtungen durch die Luftfahrzeuge eines bezeich- 
neten Unternehmens der anderen Vertragspartei ei hoben 
werden, sind nicht höher als die Gebühren, die für Luft- 
fahrzeuge eines inländischen Unternehmens in ähnlichem 
internationalen Fluglinienverkehr erhoben werden. 


des Services aeriens internationaux seront fixees dans un 
tableau des Services qui fera l'objet d'un echange de notes 
entre les Gouvernements des Parties contractantes. 

Article 3 

(1) L'exploitation des Services aeriens internationaux 
sur les routes fixees au paragraphe 2 de 1' article 2 du 
present Accord pourra commencer en tout temps: 

a) lorsque la Partie contractante, ä laquelle les droits 
mentionnes au paragraphe 1 de l'article 2 sont accor- 
des, aura designe par ecrit une ou plusieurs entre- 
prises et 

b) lorsque la Partie contractante qui accorde ces droits 
aura autorise l'entreprise ou les entreprises designee(s) 
ä ouvrii les Services aeriens. 

(2) Sous reserve des dispositions des paragraphes 3 
et 4 du present article et sous reserve des dispositions 
de l’article 10 du present Accord, la Partie contractante 
qui accorde ces droits donnera, sans dölai, l'autorisation 
d'exploiter les Services aeriens internationaux. 

(3) Chaque Partie contractante pourra demander ä une 
entreprise designee par l'autre Partie contractante la 
preuve qu'elle est ä meme de satisfaire aux conditions 
prescrites par les lois et reglements de la premiere 
Partie contractante pour l'exploitation des Services ae- 
riens internationaux. 

(4) Chaque Partie contractante pourra refuser ä une 
entreprise designee par l'autre Partie contractante l'exer- 
cice des droits prevus ä l'article 2 du present Accord 
si ladite entreprise n’est pas en mesure d'apporter sur 
demande la preuve qu'une part importante de la pro- 
priöte et le controle effectif de cette entreprise sont 
entre les mains de nationaux — personnes physiques ou 
morales — de l'autre Partie contractante, ou entre les 
mains de cette Partie contractante elle-meme. 

Article 4 

(1) Chaque Partie contractante pourra revoquer l'auto- 
risation accordee en application du paragraphe 2 de 
l’article 3 du present Accord, ou la soumettre ä des 
conditions restrictives, si une entreprise designee ne se 
conforme pas aux lois et reglements de la Partie contrac- 
tante qui accorde les droits, n’observe pas les disposi- 
tions du present Accord ou ne remplit pas les obligations 
qui en decoulent. II en sera de meme si la preuve 
mentionnee au paragraphe 4 de l’article 3 du present 
Accord n'est pas apportee. Chaque Partie contractante 
ne fera usage de ce droit qu'apres une consultation, con- 
formement ä l’article 13 du present Accord, ä moins qu’un 
arret immediat de l’exploitation ou 1’ application imme- 
diate de conditions restrictives ne soient necessaires 
pour prevenir de nouvelles contraventions aux lois ou 
reglements. 

(2) Chaque Partie contractante pourra, moyennant 
notification ecrite de l’autre Partie contractante, rem- 
placer par une autre entreprise, dans les conditions 
prevues ä l’article 3 du present Accord, une entreprise 
designee par eile. La nouvelle entreprise designee jouira 
des memes droits et sera soumise aux memes obligations 
que l’entreprise qu’elle remplace. 

Article 5 

Les taxes prelevees sur le territoire d’une Partie con- 
tractante pour l’usage des aeroports et autres installa- 
tions de navigation aerienne par les aeronefs dune 
entreprise dösignee par l'autre Partie contractante ne 
devront pas exceder celles qui sont percues pour les 
aeronefs d'une entreprise nationale dans les Services 
aeriens internationaux similaires. 
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Artikel 6 

(1) Die von einem bezeichneten Unternehmen der 
einen Vertragspartei verwendeten Luftfahrzeuge, die in 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einniegen 
und aus ihm wieder ausfliegen oder es durchfliegen, 
einschließlich der an Bord befindlichen Treibstoffe, 
Schmieröle, Ersatzteile, üblichen Ausrüstungsgegenstände 
und Bordvorräte, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
bei der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren 
erhobenen Abgaben. Das gilt auch, soweit die an Bord 
der genannten Luftfahrzeuge befindlichen Waren auf dem 
Flug über dem Hoheitsgebiet der letztgenannten Ver- 
tragspartei verbraucht werden. 

(2) Treibstoffe, Schmieröle, Bordvorräte, Ersatzteile und 
übliche Ausrüstungsgegenstände, die in das Hoheits- 
gebiet der einen Vertragspartei vorübergehend eingeführt 
werden, um dort unmittelbar oder nach Lagerung in die 
Luftfahrzeuge eines bezeichneten Unternehmens der an- 
deren Vertragspartei eingebaut oder sonst an Bord ge- 
nommen zu werden oder aus dem Hoheitsgebiet der 
erstgenannten Vertragspartei auf andere Weise wieder 
ausgeführt zu werden, bleiben frei von den in Absatz 1 
genannten Zöllen und sonstigen Abgaben. 

(3) Treibstoffe und Schmieröle, die im Hoheitsgebiet 
der einen Vertragspartei an Bord der Luftfahrzeuge eines 
bezeichneten Unternehmens der anderen Vertragspartei 
genommen und im internationalen Fluglinienverkehr ver- 
wendet werden, bleiben frei von den in Absatz 1 bezeich- 
neten Zöllen und sonstigen Abgaben und von etwaigen 
besonderen Verbrauchsabgaben. 

(4) Eine Vertragspartei kann die in den Absätzen 1 
bis 3 genannten Waren unter Zollüberwachung halten. 

(5) Soweit für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Waren Zölle und sonstige Abgaben nicht erhoben werden, 
unterliegen diese Waren nicht den sonst für sie gelten- 
den wirtschaftlichen Ein-, Aus- und Durchfuhrverboten 
und -beschränkungen. 


Artikel 7 

Jede Vertragspartei gewährt den Unternehmen der 
anderen Vertragspartei das Recht, die Überschüsse, die 
sich aus dem Betrieb des vereinbarten Fluglinienverkehrs 
ergeben, an ihren Geschäftssitz zu überweisen. 

Artikel 8 

(1) Den bezeichneten Unternehmen einer Vertragspartei 
werden für den Betrieb des Fluglinien Verkehrs auf jeder 
nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie gleiche Rechte 
gewährt. 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien nimmt ein bezeichnetes Unternehmen einer Ver- 
tragspartei auf die Interessen eines bezeichneten Unter- 
nehmens der anderen Vertragspartei Rücksicht, damit der 
ganz oder teilweise auf den gleichen Linien von diesem 
Unternehmen betriebene Fluglinienverkehr nicht unge- 
bührlich beeinträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien dient vor allem 
dazu, ein Beförderungsangebot bereitzustellen, das der 
voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und von dem 
Hoheitsgebiet der Vertragspartei entspricht, die das Un- 
ternehmen bezeichnet ha^. Das Recht dieses Unterneh- 
mens, Beförderungen zwischen den im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei gelegenen Punkten einer nach 


Article 6 

(1) Les aeronefs qu'utilise une entreprise designee par 
l'une des Parties contractantes et qui penetrent sur le 
territoire de l'autre Partie contracfante pour en ressor- 
tir ou pour le survoler, seront, y compris les carburants, 
lubrifiants, pieces de rechange, objets d'equipement usuels 
et approvisionnements de bord, exempts des droits de 
douane et autres taxes prelevees sur les marchandises 
ä l'entree, ä la sortie ou en transit. Cette exemption 
s'appliquera aussi dans la mesure oü les marchandises se 
trouvant ä bord des aeronefs en question sont utilisees 
Pendant le survol du territoire de la Partie contractante 
mentionnee en dernier lieu. 

(2) Les carburants, lubrifiants, approvisionnements de 
bord, pieces de rechange et objets d'equipement usuels, 
introduits temporairement dans le territoire de l'une des 
Parties contractantes pour y etre, immediatement ou apres 
entreposage, montes sur les aeronefs d'une entreprise 
designee par l'autre Partie contractante ou pris ä bord 
de toute autre maniere, ou pour etre reexportes d'une autre 
facon du territoire de la Partie contractante mentionnee 
en Premier lieu, seront exempts des droits de douane 
et autres taxes mentionnes au paragraphe 1 du present 
article. 

(3) Les carburants et lubrifiants pris, dans le territoire 
de l'une des Parties contractantes, ä bord des aeronefs 
d'une entreprise designee par l'autre Partie contractante, 
et qui sont utilises dans le Service aerien international, 
seront exempts des droits de douane et autres taxes 
mentionnes au paragraphe 1 du present article, et de 
toutes taxes speciales eventuelles sur la consommation. 

(4) Chaque Partie contractante pourra placer sous 
contröle douanier les marchandises mentionnees aux pa- 
ragraphes 1 ä 3 du present article. 

(5) Dans la mesure oü il ne sera pas pergu de droits 
de douane et autres taxps pour les marchandises men- 
tionnees aux paragraphes 1 ä 3 du present article, ces 
marchandises ne seront pas soumises aux prohibitions 
et restrictions economique*? ä l'entree, ä la sortie et au 
transit qui leur seraient applicables par ailleurs. 

Article 7 

Chacune des Parties Contractantes accordera ä la (ou 
aux) entreprise (s) de l'autre Partie contractante le droit 
de transferer ä son (ou leur) siege le solde des recettes 
resultant de l'exploitation des Services aeriens. 

Article 8 

(1) Les entreprises designees par chaque Partie con- 
tractante jouiront de droits egaux pour l'exploitation 
des Services aeriens sur chacune des routes fixees con- 
formement au paragraphe 2 de l'article 2 du present 
Accord. 

(2) En exploitant les Services aeriens internationaux 
sur les routes fixees conformement au paragraphe 2 de 
l'article 2 du present Accord, toute entreprise designee 
par une Partie contractante tiendra compte des interets 
de l'entreprise designee par l'autre Partie contractante, 
afin de ne pas affecter indüment les Services que cette 
derniere entreprise exploite sur tout ou partie des memes 
routes. 

(3) Les Services aeriens internationaux sur les routes 
fixees conformement au paragraphe 2 de l'article 2 du 
present Accord auront pour objet essentiel d'offrir une 
capacite de transport correspondant ä la demande pro- 
bable de trafic au depart ou ä destination du territoire 
de la Partie contractante qui a designe l'entreprise. Le 
droit de cette entreprise d'effectuer des transports sur 
le territoire de l'autre Partie contractante entre des 
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Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linie und Punkten in 
dritten Staaten auszuführen, wird im Interesse einer ge- 
ordneten Entwicklung des internationalen Luftverkehrs 
so ausgeübt, daß das Beförderungsangebot angepaßt ist 

a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten von 
und nach dem Hoheitsgebiet der Vertragspartei, die 
das Unternehmen bezeichnet hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende Ver- 
kehrsnachfrage unter Berücksichtigung des örtlichen 
und regionalen Fluglinienverkehrs, 

c) an die Erfordernisse eines wirtschaftlichen Betriebes 
der Fluglinien des Durchgangsverkehrs. 

Artikel 9 

(1) Die bezeichneten Unternehmen teilen den Luftfahrt- 
behörden der Vertragsparteien spätestens dreißig Tage 
vor Aufnahme des Fluglinienverkehrs auf den nach Ar- 
tikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien die Art der Dienste, 
die vorgesehenen Flugzeugmuster und die Flugpläne mit 
Entsprechendes gilt für spätere Änderungen. 


(2) Die Luftfahrtbehörde einer Vertragspartei über- 
mittelt der Luftfahrtbehörde der anderen Vertragspartei 
auf deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen 
statistischen Unterlagen der bezeichneten Unternehmen, 
die billigerweise angefordert werden können, um das 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien von 
einem bezeichneten Unternehmen der erstgenannten Ver- 
tragspartei bereitgestellte Beförderungsangebot zu über- 
prüfen. Diese Unterlagen enthalten alle Angaben, die zur 
Feststellung des Umfangs sowie der Herkunft und Be- 
stimmung des Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 10 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien für Fluggäste und Fracht angewer-det 
werden, werden unter Berücksichtigung aller Umstände, 
wie der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Ge- 
winnes, der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen 
Linien und der von anderen Unternehmen, welche die 
gleiche Linie ganz ödere teilweise betreiben, angewen- 
deten Tarife festgesetzt. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
zwischen den beteiligten bezeichneten Unternehmen ver- 
einbart. Hierbei richten sich die bezeichneten Unterneh- 
men nach den Beschlüssen, die aufgrund des Tariffest- 
setzungsverfahrens des Internationalen Luftverkehrsver- 
bandes (lATA) angewendet werden können, oder die 
bezeichneten Unternehmen vereinbaren nach einer Be- 
ratung mit dem Luftfahrtunternehmen dritter Staaten 
welche die gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, 
die Tarife wenn möglich unmittelbar. 

(3) Die auf diese Weise vereinbarten Tarife werden 
den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien spätestens 
dreißig Tage vor dem in Aussicht genommenen Inkraft- 
treten zur Genehmigung vorgelegt. Dieser Zeitraum kann 
in besonderen Fällen verkürzt werden, wenn die Luft- 
fahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den bezeichneten Unternehmen 
eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande oder 
erklärt sich eine Vertragspartei mit den ihr nach Ab- 
satz 3 zur Genehmigung vorgelegten Tarifen nicht ein- 
verstanden, so setzen die Luftfahrtbehörden der Ver- 
tragsparteien die Tarife derjenigen Linien und Linienteile, 
für die eine Übereinstimmung nicht zustande gekommen 
ist, im Einvernehmen fest. 


points d'une route fixee conformement au paragraphe 2 
de Tarticle 2 du present Accord et des points situes dans 
des Etats tiers sera exerce dans l'interet d’un developpe- 
ment ordonne des transports aeriens internationaux de 
teile Sorte que la capacite soit adaptee; 

a) ä la demande de transports ä destination ou en prove- 
nance du territoire de la Partie contractante qui a 
designe l'entreprise. 

b) ä la demande de transports existant dans les regions 
traversees, compte tenu des Services aeriens locaux 
et regionaux, 

c) aux exigences d'une exploitation rentable des routes 
en transit. 

Article 9 

(1) Les entreprises designees indiqueront aux autorites 
aeronautiques des deux Parties contractantes, trente 
jours au plus tard avant l'ouverture des Services aeriens 
sur les lignes fixees conformement au paragraphe 2 de 
Tarticle 2 du present Accord, le type de Service, les 
types d'avions envisages, ainsi que les horaires, La meme 
regle sera valable, par analogie, pour les changements 
ulterieurs. 

(2) L'autorite aeronautique de Tune des Parties con- 
tractantes fournira sur demande ä l'autorite aeronau- 
tique de Tautre Partie contractante, toutes donnees sta- 
tistiques regulieres ou autres des entreprises dösignees 
pouvant etre equitablement sollicitees pour contröler la 
capacite de transport Offerte par une entreprise designee 
par la premiere Partie contractante sur les lignes fixees 
conformement au paragraphe 2 de Tarticle 2 du present 
Accord. Ces donnees contiendront toutes les indications 
necessaires pour determiner le volume ainsi que Tori- 
gine et la destination du trafic. 

Article 10 

(1) Les tarifs qui sont appliques, sur les routes fixees 
conformement au paragraphe 2 de Tarticle 2 du präsent 
Accord, aux passagers et aux marchandises seront eta- 
blis, compte tenu de tous les facteurs, tels que le coüt 
de T exploitation, un benefice raisonnable, les conditions 
particulieres des diverses routes et les tarifs appliques 
par d' autres entreprises desservant tout ou partie de la 
möme route. 

(2) Les tarifs seront convenus, si possible, pour chaque 
route entre les entreprises designees interessees ä cet 
egard, les entreprises designees tiendront compte des 
decisions applicables en vertu de la procedure pour 
Tetablissement des tarifs fixes par TAssociation Interna- 
tionale des Transports Aeriens (A.I.T.A.) ou bien elles 
conviendront de ces tarifs si possible directement entre 
elles, apres consultation des entreprises de transports 
aeriens d'Etats tiers qui desservent tout ou partie de la 
meme route. 

(3) Les tarifs ainsi convenus seront soumis ä Tappro- 
bation des autorites aeronautiques des Parties contrac- 
tantes au moins trente jours avant la date prevue pour 
leur entree en vigueur. Ce delai pourra etre abrege dans 
certains cas, si les autorites aeronautiques y consentent. 

(4) Si les entreprises designees ne parviennent pas ä 
convenir des tarifs, conformement au paragraphe 2 du 
present article, ou si une Partie contractante declare ne 
pas pouvoir consentir aux tarifs qui lui ont ete soumis 
conformement au paragraphe 3 du present article, les 
autorites aeronautiques des Parties contractantes etabli- 
ront ces tarifs par accord mutuel pour les routes et sec- 
tions de routes sur lesquelles une entente n'a pas etö 
realisee. 
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(5) Wird zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertrags- 
parteien ein Einvernehmen nadi Absatz 4 nicht erzielt, 
so wird Artikel 14 angewendet. Solange der Schieds- 
spruch nicht ergangen ist, kann die Vertragspartei, die 
sich mit einem Tarif nicht einverstanden erklärt, von der 
anderen Vertragspartei die Aufrechterhaltung des vorher 
in Kraft befindlichen Tarifs verlangen. 

Artikel 11 

Jedes bezeichnete Unternehmen einer Vertragspartei 
kann in den Flughäfen und Städten im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei, in denen es eine eigene Vertre- 
tung zu unterhalten beabsichtigt, sein eigenes Personal 
für seine Geschäfte unterhalten und beschäftigen. Sieht 
ein bezeidinetes Unternehmen von der Einriditung einer 
eigenen Organisation in den Flughäfen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei ab, so läßt es nach Möglich- 
keit die in Betracht kommenden Arbeiten durch das 
Personal eines solchen Flughafens oder eines von der 
anderen Vertragspartei nach Artikel 3 Absatz 1 Buch- 
stabe a bezeichneten Unternehmens ausführen, 

Artikel 12 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsparteien 
findet nach Bedarf ein Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit und eine Verständigung in allen 
die Anwendung dieses Abkommens berührenden Angele- 
genheiten herbeizuführen. 

Artikel 13 

Zur Erörterung von Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplanes oder von Auslegungsfragen 
kann eine Vertragspartei jederzeit eine Konsultation 
beantragen. Das gleiche gilt für die Erörterung der An- 
wendung des Abkommens, wenn nach Ansicht einer 
Vertragspartei ein Meinungstaustausch nach Artikel 12 
ohne Erfolg geblieben ist. Die Konsultation beginnt bin- 
nen sechzig Tagen nach Eingang des Antrags bei der 
anderen Vertragspartei. 


Artikel 14 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die Aus- 
legung oder die Anwendung dieses Abkommens nicht 
nach Artikel 13 beigelegt werden kann, wird sie auf 
Verlangen einer Vertragspartei einem Schiedsgericht 
unterbreitet. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglieder werden 
innerhalb von sechzig Tagen, der Obmann innerhalb von 
neunzig Tagen bestellt, nachdem eine Vertragspartei der 
anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsverschieden- 
heit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(3) Werden die in Absatz 2 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung eine Vertragspartei den Präsidenten des Rates 
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Be- 
sitzt der Präsident die Staatsangehörigkeit einer Ver- 
tragspartei oder ist aus einem anderen Grunde verhin- 
dert, so soll der Vizepräsident, der ihn vertritt, die 
Ernennung vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind für die Vertragsparteien bin- 


(5) Si un accord conformement au paragraphe 4 du 
present article n'est pas realise entre les aütorites aero- 
nautiques des Parties contractantes, l'article 13 du present 
Accord sera applicable. Tant qu'une sentence arbitrale 
n'aura pas ete rendue, la Partie contractante qui n’aura 
pas consenti ä un tarif aura le droit d’exiger de Lautre 
Partie contractante le maintien du tarif precedemment en 
vigueur. 

Article 11 

Toute entreprise designee par une Partie contractante 
pourra entretenir et occuper pour ses affaires son propre 
personnel dans les aeroports et les villes du territoire 
de l’autre Partie contractante dans lesquels eile ä l'inten- 
tion d’avoir sa representation,- si une entreprise designöe 
renonce ä etablir une Organisation propre dans les aero- 
ports situes sur le territoire de l'autre Partie contractante, 
eile chargera, autant que possible, des travaux eventuels 
le personnel d'un tel aeroport ou d'une entreprise de- 
signee par Tautre Partie contractante conformement ä 
Talinea a du paragraphe 1 de l'article 3 du present Ac- 
cord. 

Article 12 

Si besoin est, un echange de vues aura lieu entre les 
aütorites aeronautiques des Parties contractantes, ahn 
d'assurer une Cooperation etroite et une entente dans 
toutes les affaires concernant l'application et l'interpreta- 
tion du present Accord. 

Article 13 

En vue d'examiner les modifications ä apporter au pre- 
sent Accord ou au tableau des Services ou d'examiner 
des questions d'interpretation, chaque Partie contractante 
pourra, ä tout moment, demander qu'une consultation ait 
lieu. II en sera de meme en ce qui concerne l’examen 
de l'application de l'Accord si, de l'avis de l'une des 
Parties contractantes, l'echange de vues prevu ä l'arti- 
cle 11 n'a pas abouti. La consultation commencera dans 
un delai de soixante jours apres reception de la demande 
par l'autre Partie contractante. 

Article 14 

(1) Dans la mesure oü une divergence de vues sur 
l'inteipretation ou l'application du present Accord ne 
pourra etre reglee conformement ä l'article 12, eile sera 
soumise ä un tribunal d'arbitrage, ä la demande de l’une 
des Parties contractantes. 

(2) Le Tribunal d'arbitrage sera constitue ad hoc de 
teile maniere que chaque Partie contractante designera 
un arbitre et que ces deux arbitres choisiront comme Pre- 
sident, d'un commun accord, le ressortissant d'un Etat 
tiers qui sera designe par les Gouvernements des Parties 
contractantes. Les arbitres devront etre designes dans 
les soixante jours, et le President dans les quatre vingt- 
dix jours apres que l'une des Parties contractantes aura 
fait connaitre ä l’autre son Intention de soumettre la 
divergence de vues ä un tribunal d'arbitrage. 

(3) Si les delais prevus au paragraphe 2 du present 
article ne sont pas observes, chaque Partie contractante 
pourra, ä defaut d'un autre arrangement, prier le Presi- 
dent du Conseil de l'Organisation de l'aviation civile 
internationale (O.A.C.I.) de proceder aux nominations 
necessaires. Si le President possede la nationalite de 
l'une des deux Parties contractantes, ou s'il est empechö 
pour une autre raison, c'est au Vice-President qui le 
remplace qu'il appartiendra de procöder aux nominations 
necessaires. 

(4) Le tribunal d'arbitrage decidera ä la majorite des 
voix. Ses decisions seront obligatoires pour les deux Par- 
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dend. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mit- 
glieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die son- 
stigen Kosten werden von den Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schieds- 
gericht sein Verfahren selbst. 


Artikel 15 

Tritt ein von den Vertragsparteien angenommenes all- 
gemeine» mehrseitiges Luftverkehrsübereinkommen in 
Kraft, so gehen dessen Bestimmungen vor. Erörterungen 
über die Feststellung, inwieweit ein mehrseitiges Über- 
einkommen dieses Abkommen aufhebt, ersetzt, ändert 
oder ergänzt, finden nach Artikel 13 statt. 


Artikel 16 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 werden der Inter- 
nationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) zur Regi- 
strierung mitgeteilt. 

Artikel 17 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Rati- 
fikationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt dreißig Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

(3) Eine Vertragspartei kann dieses Abkommen jeder- 
zeit schriftlich kündigen. Das Abkommen tritt ein Jahr 
nach Eingang der Kündigung bei der anderen Vertrags- 
partei cußer Kraft. 


GESCHEHEN zu Tunis am 26. Mai 1969 in sechs Ur- 
schriften, je zwei in deutscher, arabischer und französi- 
scher Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung ist der 
französische Wortlaut maßgebend. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
V. Tannstein 

Für die Tunesische Republik 
Noureddine 


ties contractantes. Chaque Partie contractante prendra 
ä sa Charge les frais occasionnes par l’activite de son 
arbitre ainsi que de sa representation dans la procedure 
devant le tribunal d’arbitrage; les frais du President 
ainsi que les autres frais seront assumes ä parts egales 
par les Parties contractantes. Pour le reste, le tribunal 
d'arbitrage reglera lui-meme sa procedure. 

Article 15 

Si les deux Parties contractantes adherent ä une meme 
Convention multilaterale generale sur les transports ae- 
riens, les dispositions de cette derniere primeront celles 
du present Accord. Les pourparlers tendant ä etablir 'ans 
quelle mesure une Convention multilaterale abroge, rem- 
place, modifie ou complete le present Accord, auront lieu 
conformement ä son article 13. 

Article 16 

Le present Accord, toutes ses modifications et tout 
echange de notes effectue conformement au paragraphe 2 
de l'article 2 seront communiques pour enregistrement 
ä rOrganisation de l'aviation civile internationale 
(O.A.C.I.). 

Article 17 

(1) Le present Accord sera ratifie. Les Instruments de 
ratification seront echanges aussi tot que possible ä Bonn. 

(2) Le prösent Accord entrera en vigueur trente jours 
apres l'echange des Instruments de ratification. 

(3) Chaque Partie contractante pourra denoncer en 
tout temps le present Accord par ecrit. L' Accord expi- 
rera un an apres reception de la denonciation par l'autre 
Partie contractante. 


FAIT ä Tunis, le 26. 5. 1969 en six exemplaires dont 
deux en langue allemande, deux en langue arabe et deux 
en langue frangaise, chacun des six textes faisant egale- 
ment foi. En cas de divergence dans l’interpretation, le 
texte frangais prevaudra. 

Pour la Republique Federale d'Allemagne 
V. Tannstein 

Pour la Republique Tunisienne 
Noureddine 
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Denkschrift 


i. Aiigemeines 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist der in- 
ternationale Fluglinienverkehr. Er kann nur betrie- 
ben werden, wenn die ausländischen Staaten, die 
überflogen oder angeflogen werden sollen, deutschen 
Luftfahrtunternehmen entsprechende Verkehrsrechte 
gewähren. Nadi allgemeinen internationalen Ge- 
pflogenheiten werden diese Rechte grundsätzlich in 
zweiseitigen Luftverkehrsabkommen eingeräumt. 

Das deutsch-tunesische Luftverkehrsabkommen ist 
das 47. Luftverkehrsabkommen, das den gesetz- 
gebenden Körperschaften nach Wiederherstellung 
der Lufthoheit zur Zustimmung vorgelegt wird. 

Es wurde nach Delegationsverhandlungen, die vom 
4. bis 14. Oktober 1966 in Tunis stattfanden, dort am 
26. Mai 1969 unterzeichnet. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte sind in 
einem Fluglinienplan festgelegt, der am Tag der Un- 
terzeichnung des Abkommens durch Notenaustausch 
vereinbart wurde (s. Artikel 2 Abs. 2 des Abkom- 
mens). Diese Form der Vereinbarung wurde ge- 
wählt, um die Fluglinienrechte den Verkehrsanfor- 
derungen jeweils leichter anpassen zu können. 

Nach dem Fluglinienplan ist das von der Bundes- 
republik Deutschland bezeichnete Luftfahrtunter- 
nehmen berechtigt, folgende Fluglinien zu betreiben: 

1. Von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Tunis; 

2. von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Tunis und darüber hinaus nach Tripolis; 

3. von Punkten in der Bundesrepublik Deutschland 
nach Tunis und darüber hinaus nach Punkten in 
der Elfenbeinküste, in Ghana und Nigeria. 

Das von der Tunesischen Republik bezeichnete Luft- 
fahrtunternehmen ist berechtigt, folgende Fluglinien 
zu betreiben: 

1. Von Punkten in der Tunesischen Republik nach 
Frankfurt; 

2. von Punkten in der Tunesischen Republik nach 
Frankfurt und darüber hinaus nach Amsterdam; 

3. von Punkten in der Tunesischen Republik nach 
Frankfurt und darüber hinaus nach Punkten in 
Dänemark, Norwegen und Schweden. 

11. Besonderes 

Das Abkommen entspricht im wesentlichen dem 
deutschen Musterentwurf für zweiseitige Luftver- 
kehrsabkommen. 

Artikel 1 erläutert die Bedeutung der in dem Ab- 
kommen verwendeten Begriffe. 

Artikel 2 behandelt den Fluglinienplan und legt 
die Rechte fest, welche sich die Vertragsparteien zur 
Durchführung des Fluglinienverkehrs durch die 
nationalen Unternehmen gegenseitig einräumen. 
Gewährt werden das Recht des Überflugs (1. Frei- 
heit), das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken (2. Freiheit), das Recht, Fluggäste, Post und 


Fracht abzusetzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit), wobei die Beförderung auch von und 
nach Punkten vorgenommen werden kann, die nicht 
im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei liegen (5. Frei- 
heit). Alle Rechte werden nur zur Durchführung des 
internationalen Luftverkehrs eingeräumt. Daraus er- 
gibt sich, daß Kabotagerechte, d. h. Rechte zur ent- 
geltlichen Beförderung von Personen, Post oder 
Fracht innerhalb des Hoheitsgebietes einer Ver- 
tragspartei nicht beansprucht werden können. 

Artikel 3 und 4 regeln die Erteilung und den 
Widerruf der Betriebsgenehmigung zur Durchfüh- 
rung des Linienverkehrs. 

Artikel 5 räumt Inländerbehandlung bei der Be- 
lastung mit Gebühren für die Benutzung der Flug- 
häfen und anderer Luftfahrteinriditungen ein. 

Artikel 6 bestimmt, daß Luftfahrtbetriebsstoffe, 
Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände sowie Bord- 
vorräte, die bei der Durchführung des Fluglinien- 
verkehrs in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei eingeführt werden, zoll- und abgabenfrei 
bleiben. 

Artikel 7 regelt den Transfer der Gewinnüber- 
schüsse für die von den Vertragsparteien bezeichne- 
ten Unternehmen. 

Artikel 8 gewährleistet, daß die Beförderungsan- 
gebote (Nutzlast und Häufigkeit des Verkehrs) der 
bezeichneten Unternehmen in ein angemessenes 
Verhältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht werden. 

Artikel 9 verpflichtet die Luftfahrtbehörden zum 
Austausch statistischer Unterlagen zur Nachprüfung 
des Beförderungsangebots, des Verkehrsumfanges 
sowie der Herkunft und Bestimmung des Verkehrs. 
Die Vorschrift ergänzt Artikel 8. 

Artikel 10 enthält die Grundsätze, nach denen die 
auf den vereinbarten Linien anzuwendenden Tarife 
zu bilden sind. 

Artikel 11 behandelt die Beschäftigung von eige- 
nem Personal der bezeichneten Unternehmen im Ho- 
heitsgebiet der anderen Vertragspartei. 

Artikel 12 bis 14 befassen sich mit dem Meinungs- 
austausch der Luftfahrtbehörden, der Konsultation 
zwischen den Vertragsparteien und dem Schieds- 
verfahren. Entsprechende Regelungen sind in Luft- 
verkehrsabkommen üblich und zur Ausgleichung 
möglicher Meinungsverschiedenheiten zweckmäßig. 

Artikel 15 bis 17 enthalten die international üb- 
lichen Registrierungs- und Schlußbestimmungen. 

111. Geltungsbereich 

Im Hinblick auf Artikel 5 des Zwölften Teils des 
Überleitungsvertrages und auf Abschnitt III Buch- 
stabe b der „Erklärung über Berlin" der Alliierten 
Kommandatura Berlin vom 5. Mai 1955 — BKC/L 
(55) 3 — konnte das Land Berlin nicht in das Ab- 
kommen einbezogen werden. Eine Erstreckung des 
Abkommens und des Gesetzes auf Berlin muß der 
künftigen politischen Entwicklung Vorbehalten 
bleiben. 
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